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Fachbereich 5 - Planen und Bauen
/—Nebienan der Ems

Vorlage Nr. 071/23

Betreff: Masterplan E-Mobilitat fiir den Ausbau der 6ffentlich zugéanglichen Ladeinfrastruktur

Status: offentlich

Beratungsfolge

Frau Schauer
Bau- und Mobilitdtsausschuss 30.03.2023 | Berichterstattung durch: | Herr Pessier, mobilitatswerk GmbH
Frau Héhnel, mobilitatswerk GmbH

Betroffenes Leitprojekt/Betroffenes Produkt

Produkt 5301 Mobilitats- und Verkehrsplanung
Ziele Unser Rheine 2030 Mobilitat
Ziele Unser Rheine 2030 Umwelt- und Klimaschutz

Finanzielle Auswirkungen

[] Ja X] Nein

[] einmalig [] jahrlich [1 einmalig + jahrlich

Ergebnisplan Investitionsplan

Ertrage 3 Einzahlungen 3
Aufwendungen € Auszahlungen €
Verminderung Eigenkapital 3 Eigenanteil 3

Finanzierung gesichert

[] Ja [] Nein

durch

[ ] Haushaltsmittel bei Produkt / Projekt
[] sonstiges (siehe Begriindung)




Vorlage Nr. 071/23
Beschlussvorschlag/Empfehlung:
Der Bau- und Mobilitatsausschuss fasst nachfolgende Beschliisse:

1. Der Bau- und Mobilitatsausschuss nimmt die Ausfiihrungen fiir den Ausbau der 6f-
fentlichen Ladeinfrastruktur fiir Elektrofahrzeuge und die Integration von Elektromobi-
litat in andere Mobilitatsangebote zur Kenntnis, stimmt dem vorgestellten Leitbild und
den Leitzielen fir den Ausbau der Ladeinfrastruktur im 6ffentlichen Raum in Rheine
zu und beschliel3t das Konzept ,Masterplan E-Mobilitat fir die Stadt Rheine”.

2. Der Bau- und Mobilitatsausschuss stimmt der empfohlenen Vergabestrategie zu und
beauftragt die Verwaltung, die Vergabe von Sondernutzungserlaubnissen auf Basis
der vorgepriiften Standortbiindel 1 bis 3 durchzufihren.

Begriindung:

Die Stadt Rheine ist Klimaschutzkommune und hat sich 2013 mit dem Masterplan 100 %
Klimaschutz zum Ziel gesetzt, die Treibhausgasemissionen bis 2050 um 95 % und den End-
energieverbrauch um 50 % zu reduzieren. Um diese Ziele zu erreichen, missen in allen Sekto-
ren wesentliche Mal3nahmen ergriffen werden.

Neben MalRnahmen zur Verkehrsvermeidung und Verkehrsverlagerung vom motorisierten
Individualverkehr (MIV) auf den Umweltverbund spielt der Ausbau der Elektromobilitat dabei
eine wesentliche Rolle zur Reduktion der Treibhausgase im Verkehrssektor.

Um diese Aufgabe zu konkretisieren und durch geeignete MalRnahmen angehen zu kénnen,
wurde vom Biiro Mobilitatswerk GmbH ein Masterplan E-Mobilitat fiir die Stadt Rheine erar-
beitet. Er soll der Verwaltung in den kommenden Jahren als Leitfaden fiir den Ausbau der
offentlich zuganglichen Ladeinfrastruktur und die Integration von Elektromobilitat in andere
Mobilitatsangebote dienen.

Als grundlegende Entscheidungen fiir den Ausbau der Ladeinfrastruktur sind vom Bau- und
Mobilitatsausschuss die oben genannten Beschliisse zum Leitbild und den Leitzielen sowie
zur Vergabestrategie und den vorgepriiften Standorten zu fassen.

Im weiteren Verlauf der Konzepterstellung und -umsetzung, sind noch weitere verwaltungs-
technische Arbeitsschritte vorzunehmen: Festlegung von Inhalten fir eine Richtlinie zur Ertei-
lung von Sondernutzungserlaubnissen und Anderung der Satzung fiir die Sondernutzung,
Begehung, Aufbereitung und finale Festlegung der Standorte fiir die 1. Ausbaustufe. Darliber
hinaus ist die Erstellung einer Gestaltungsrichtlinie, die Veréffentlichung von Standortbiin-
deln, die Priifung und Genehmigung von Betreiberanfragen und das Monitoring des Ladeinf-
rastrukturausbaus mit hoher Prioritat umzusetzen.
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1. Leitbild fiir den Ausbau der 6ffentlichen Ladeinfrastruktur

Der Ausbau der Ladeinfrastruktur ist eine wichtige Zukunftsaufgabe der Stadt Rheine, um die
Mobilitatswende voranzutreiben.

Die Interessenslagen bei Ladeinfrastruktur im 6ffentlichen Raum unterscheiden sich jedoch
zwischen den wichtigsten Interessengruppen:

e Nutzer/innen
e Ladeinfrastrukturbetreiber

e Stadt
" werimen | oaobsr | san

e Preiswertes Laden e Profitabilitat o Anreize zum Umstieg auf Elektromobili-

e Einfache Integration e  Attraktive Standorte tat schaffen
in aktuelles Mobili- im 6ffentlichen Raum e Grundversorgung an Ladeinfrastruktur in
tatsverhalten besetzen, wo die La- allen Stadtteilen

e  Wohnortnahes Uber- deweile sinnvoll ver- e Keine zusétzlichen Verkehre induzieren
nachtladen bracht werden kann e Attraktive Marktsituation fur Betreiber

e Schnelles Unter- e Konkurrenz zu ,Disco- e  Geringe Investitionskosten/Verwaltungs-
wegsladen ohne unter“-Standorten aufwand
Umwege

Abgebildete Tabellen !

Deshalb ist es Aufgabe der Stadt Rheine, zunachst ein Leitbild zu entwickeln, das wesentliche
Leitziele fiir die Steuerung des Ladeinfrastrukturausbaus enthalt.

In einem Arbeitskreis mit Vertretern der Stadtverwaltung sowie Vertretern der politischen
Fraktionen wurden folgende Leitziele fiir den Ausbau der Ladeinfrastruktur im 6ffentlichen
Raum in Rheine herausgearbeitet:

1. Weitestgehend flachendeckende Grundversorgung mit Ladeinfrastruktur in allen
Stadtteilen

2. Bedarfsgerechter Ausbau der Ladeinfrastruktur

3. Geringe Beanspruchung des offentlichen Raumes

4. Grundprinzip: Stehen = Laden

5. Gezielte Angebote fiir Anwohner ohne eigenen Stellplatz
2.Vergabe

In Rheine erfolgt derzeit kein durch die Stadt gesteuerter Ladeinfrastrukturausbau. Bislang
erfolgt der Ausbau von Ladeinfrastruktur im 6ffentlichen Raum ausschlieRlich durch die
Stadtwerke Rheine. Diese schlagen Standorte vor, die von der Stadtverwaltung geprift und
schlieBlich Gber einen Gestattungsvertrag genehmigt werden. Die Stadtwerke Rheine entrich-
ten dafiir eine Verwaltungsgebihr.

2.1 Vergabemdoglichkeiten

! Vgl. Masterplan E-Mobilitat fir die Stadt Rheine, mobilitatswerk GmbH, 2023



Damit die Stadt Rheine den Ladeinfrastrukturausbau im 6ffentlichen Raum stadtvertraglich
steuern kann, muss ein geeignetes Vergabeverfahren gewahlt werden. Als Ergebnis konnen
grundsatzlich sowohl nur ein Betreiber als auch mehrere Betreiber fiir die 6ffentlichen Lade-
saulen stehen.

Wichtig ist jedoch, dass interessierte Ladeinfrastrukturbetreiber einen wettbewerblichen und
diskriminierungsfreien Zugang zu geeigneten 6ffentlichen Flachen erhalten.

Fir die Vergabe von o6ffentlicher Ladeinfrastruktur gibt es drei grundlegende Mdglichkeiten:

2.1.1. Vergabe von Errichtung und Betrieb

Vergabe von Errichtung und Betrieb

Was bedeutet das?

e Stadt finanziert Errichtung und Betrieb der Ladesaulen (Full-Contracting)
e Betriebsrisiko liegt bei der Stadt, Einnahmen gehen an die Stadt

Vorteile

o Eingesetzte Ladetechnik, Gestaltung oder Tarifgestaltung konnen genau nach den Wun-
schen der Stadt ausgelegt werden (z. B. Ladetarif in Verbindung mit Abo-Monatskarten
fur den OPNV)

e Ermoglicht Schaffung von Ladeinfrastruktur trotz (noch) geringer Attraktivitat der Stand-
orte fur Betreiber

Nachteile

e Hoher finanzieller Aufwand fur die Stadt

2.1.2. Vergabe von Sondernutzungserlaubnissen

Vergabe von Sondernutzungserlaubnissen

Was bedeutet das?

e Von der Stadt vorgeprufte Standorte, Standortbiindel oder Bereiche mit einem bestimm-
ten Bedarf an Ladepunkten werden verdffentlicht und Betreiber konnen Antrag auf Son-
dernutzungserlaubnis stellen

e Umsetzung z. B. in Bergisch Gladbach, Bochum, Stuttgart

Vorteile

o Wettbewerbsumfeld (mehrere Betreiber)

e Stadt behalt Option zur Anpassung der Vorgaben fur die Erteilung der Sondernutzungser-
laubnis und somit Gestaltungsspielraum, falls Ladebedarf und -technologie sich anders
entwickeln als erwartet

e Durch Standortblindel kann gute Flachenabdeckung erreicht und Rosinenpicken verhin-
dert werden

Nachteile

e Kommunikation mit mehreren Betreibern notwendig

¢ Permanentes Monitoring des Ausbaus im offentlichen und halboffentlichen Raum not-
wendig

o Wenn Standortblindel fur Betreiber zu unattraktiv sind, geht Zeit fir neue Veroffentli-
chung angepasster Biindel verloren



2.1.3. Dienstleistungskonzession

Dienstleistungskonzession

Was bedeutet das?

o Alleinige Konzession fur Ladeinfrastruktur im offentlichen Raum fur einen Betreiber
e lLaufzeiti.d. R. mind. 8 Jahre
o Festlegung der Standorte, Anzahl an Ladepunkten und Ausbaustufen
e Umsetzung z. B. in Braunschweig, Hannover
Vorteile

o FEinheitlichkeit (Tarife, Ladekarten, ein Ansprechpartner)
¢ Kein dauerhaftes Vorprufen von Standorten bzw. Prufung von Anfragen auf Sondernut-

zung
e Durch Zuschuss ist Ausbhau vor Bedarf moglich
Nachteile

e Alles muss im IST fixiert werden
- Komplexe vertragliche Regelung, lange Laufzeit, feste Ausbaustufen
Reaktion auf dynamische Anderungen erschwert

e Ggf. finanzielle Aufwande der Stadt zur Schliefung von Wirtschaftlichkeitslucken beim
Betreiber

2.2 Vergabeziele

Die Vergabestrategie fir die Ladeinfrastruktur im 6ffentlichen Raum basiert auf folgenden
Zielen:

« Das aktuelle Defizit an Ladeinfrastruktur soll moglichst schnell behoben werden.

+ Ausbauaktivitaten auf halboffentlichen Flachen werden beriicksichtigt.

« Um auch Betreiber fiir weniger attraktive Standorte zu finden, sollen diese in Biindeln mit
attraktiven Standorten vergeben werden.

* Eine finanzielle Beteiligung der Stadt soll moglichst entfallen.

* Die Stadt soll permanent einen grofRen Gestaltungsrahmen besitzen, um auf veranderte
Nachfrage reagieren kénnen.

« Der Aufwand fiir Verwaltung und potentielle Betreiber ist gering zu halten.

2.3 Vergabestrategie

Fir die Stadt Rheine wird folgende Vergabestrategie empfohlen: Vergabe von Sondernut-
zungserlaubnissen auf Basis vorgepriifter Standortbiindel.

Das Vorgehen sollte dabei wie folgt aussehen:

* In Abstanden von ca. 2 Jahren werden vorgepriifte Standortbiindel aus attraktiven und we-
niger attraktiven Standorten fiir einen jeweils begrenzten Zeitraum (ca. 8 Wochen) veroffent-
licht. Die Standortbiindel sollten mind. 8—10 Standorte umfassen, um auch fiir iberregionale
Betreiber interessant zu sein.

« Antrage durch Betreiber sind nur im angegebenen Zeitraum mdoglich und werden aulRerhalb
dessen mit Verweis auf den nachsten Veroffentlichungszeitraum abgelehnt. Antrage fiir an-
dere Standorte werden nicht bearbeitet.
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* Bei Ausbleiben von Betreiberanfragen fiir die Standortbiindel:

o Entkoppeln der Standortbiindel

o Ggf. Ausschreibung des Betriebs einzelner nicht abgerufener Standorte (Ausschreibung via
Zuschuss), wenn hohe Bedeutung der Standorte

- Die Betreiber miissen der Stadt halbjahrlich Auslastungsdaten (Anzahl Ladevorgénge, ab-
gegebene Strommenge, Belegungszeit, Anzahl und Dauer von Ausfallen/Defekten) zur Verfi-
gung stellen.

Folgende Griinde liegen der Vergabeempfehlung zugrunde:

« Die Stadt behélt in den nachsten Jahren Gestaltungsspielraum, falls sich Ladebedarf und -
technologie im noch dynamischen Marktumfeld anders entwickeln als erwartet.

* Der voranschreitende Ausbau im halb&ffentlichen Raum (z. B. Supermaérkte, Baumarkte)
und somit dort bereits gedeckter Ladebedarf kann bei der Planung weiterer Ladeinfrastruk-
turstandorte beriicksichtigt werden.

* Der Arbeitsaufwand fiir die Errichtung und technische Betreuung, das wirtschaftliche Risiko
(ca. 38 weitere Ladestationen im 6ffentlichen Raum bis 2025, unter Beriicksichtigung der 12
Ladestationen durch das Deutschlandnetz), aber auch die preisliche Ausgestaltung der Lad-
einfrastruktur liegen nicht nur bei einem Betreiber, sondern es gibt ein Wettbewerbsumfeld
mit mehreren Betreibern.

* Die Vergabe einer Dienstleistungskonzession ware ein komplexes Verfahren, welches
vergaberechtliche Begleitung benétigt. Die Umsetzung nach Fertigstellung des Masterplans
E-Mobilitat wiirde verzogert erfolgen.

« Die Vorpriifung konkreter Standorte erfolgt, um den Arbeitsaufwand seitens der Verwaltung
und der Betreiber zu minimieren. Im Gegensatz zur Veroffentlichung von Bereichen kann die
Stadt starker steuernd einwirken.

+ Es werden Standortbiindel aus attraktiveren und weniger attraktiven Standorten bereitge-
stellt, damit Ladeinfrastruktur nicht wie bisher nur an den fiir Betreiber besonders attraktiven
Standorten entsteht, sondern auch z. B. in Gebieten mit Mehrfamilienhausbebauung, wo An-
wohner/innen teilweise keine Moglichkeit zur Errichtung einer Wallbox auf einem privaten
Stellplatz haben.

* Wenn seitens der Betreiber kein Interesse an den zusammengestellten Standortbiindeln
besteht, konnen die Zusammensetzung und ggf. auch die Kriterien fiir die Vergabe der Son-
dernutzungserlaubnis im Zuge weiterer Veroffentlichungsrunden weiter optimiert werden

« Standortwiinsche aus der Politik und von Biirger/innen konnen fiir die weitere Standortpla-
nung und Erstellung der Biindel aufgenommen werden.

Anlage:
Masterplan E-Mobilitat fiir die Stadt Rheine



	Datum
	Zusatzinformation
	Beratungsfolge
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen5
	Kontrollkästchen6
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	Anlage

